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Preußiſcher Landtag. 


georduetenhaus. 
3. Sitzung vom 18. November, 11 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung des Geſetz⸗ 
s wegen Aufhebung direkter in Ver⸗ 


bindung mit der Berathung der Denkſchri 
er Berathung der # 
Finanzminiſter Dr Wianel: Sie haben ſeit 10 Tagen die 
Ihnen zugegangenen Druckſachen in der Hand, welche die Geſetz⸗ 
entwürfe im einzelnen und den Geſammtplan der Reform, welcher 
ch in den einzelnen Geſetzen verkörpert, nach allen Richtungen 
motiviren, und ich kann mich daher auf einzelne ergänzende und 
erläuternde Ausführungen beſchränken. 
ch möchte feſtſtellen, daß dieſes Reformwerk die treue Er- 
füllung derjenigen Zuſagen und Verſprechungen iſt, welche die 
Staats regiecung bei der Berathung derjenigen Entwürfe, welche 
den erſten Schritt auf der Bahn der gerechten Vertheilung der 
Stagts⸗ und Kommunalſteuern bildeten, Ihnen gab. Von vorn 
erein hat die Staatsregierung es ausgeſprochen, daß es ihre Ab⸗ 
sch nicht ſei, bei dem Reformwerk die Einnahmen der Staatskaſſe 
zu erhöhen, daß ſie vielmehr die Mehrerträge der reformirten und 
revidirten Einkommenſteuer lediglich zu verwenden gedächte, um die 
weitere Reform in dem Sinne, auf den ich nachher zurückkomme, 
zu erleichtern. Dieſes Wort löſt hiermit die Staatsregierung ein. 
Sie hält auch heute noch, trotzdem ſich inzwiſchen die Finanzlage 
des Staates in keiner Weiſe gebeſſert hat, vielmehr ein im ganzen 
trübes Geſicht zeigt, an dieſer Zuſage in vollem Maße feſt. Auf 
der anderen Seite brauche ich Ihnen nicht auseinanderzuſetzen, daß 
es geradezu unverantwortlich wäre, wenn in der gegenwärtigen 
Lage des Staates die Regierung auf feſte ſichere Einnahmen ver⸗ 
zichten wollte, welche ſie in den Realſteuern beſitzt, ohne dafür 
entſprechenden vollen Erſatz zu finden. Jede Reform der Steuern 
at ihre natürliche Schranke an der allgemeinen Lage der Staats: 
5 Wenn Sie nun nicht geneigt find, der Regierung ent- 
gegenzukommen, jo iſt die Reform, wie hie bier vorgeſchlagen wird, 
Anburchführbar. (Sebr richtig! rechte). 

Aber auch nach der materiellen Seite bewegt ſich die Reform 
vollſtändig in dem Kreiſe der Anſchauungen, Wünſche und An⸗ 
träge, welche hier jeit Jahrzehnten im Landtag fo vielfach beredten 
Ausdruck und ſchließlich Verkörperung gefunden haben in 8 82 des 
0 menftenergejeßes. Seit 1005, po bei ar mus 
ö ie gerte Mi DT NED DD >) 1 7 mm un a e 
Nothwendiakeit einer allgemeinen Umwandlung der an 
Gebäudeſteuer in eine Kommunalſteuer ausgeſprochen wurde, tft 
von den hervorragendſten Rednern aus allen Parteien die Noth⸗ 
wendigkeit der Verminderung der Bodenbelaſtung und einer Er⸗ 
leichterung der Kommunen betont worden. Ich will nicht behaup⸗ 
ten, daß dieſe Gedanken, die aus einem Gefühl vorhandener Mig. 
ſtände entſprangen, völlig klar geweſen ſeien, daß man einig ge⸗ 
weſen wäre über die Richtung und die Art der Ausführung. Der 
Eine ſtellte bei der Forderung der Ueberweiſung der Grund⸗ und 
Gebäudeſteuern den Geſichtspunkt der Erleichterung der Kommunen 
in den Vordergrund, der Andere dachte nicht an die Kommunen, 
8 an die Kreiſe, der Dritte an die Provinzen. Wieder ein 

nderer ſtellte den Geſichtspunkt der Beſeitigung der Doppelbe⸗ 
ſteuerung in den Vordergrund. Der Eine will wirklich auf die 
Realſteuern verzichten, um dieſelben in Kommunalſteuern zu ver⸗ 
wandeln, der Andere will den Kommunen Geldgeſchenke machen. 
In allen dieſen Vorſchlägen iſt weder Klarheit noch Uebereinſtim⸗ 
mung. Was bis dahin noch mehr oder weniger unreife Gedanken 
waren, iſt nach der Meinung der Staatsregierung jetzt reif ge 
worden. Wir find in den weſentlichſten Geſichtspunkten, wie ich 
Kane: einig. In der großen Mehrheit des Hauſes werden große 
altungen und Meinungsverſchiedenheiten über die Grundlagen 
dleſes vorliegenden Reformplanes nicht vorhanden ſein. } 
5 Wenn wir jetzt über die Wege im Allgemeinen einig find, jo 
Anden wir zugleich in dieſem Augenblick glücklicherweiſe ein Zu⸗ 
tell entreffen von Umſtänden, welche die Ausführung auch finan⸗ 
Mini möglich machen. Wenn Sie einen Zeitpunkt, wo wir 

. in der Hand haben, welche noch nicht zu anderen 
Fweſles verwendet oder beſtimmt ſind, wo wir noch Mittel aus 
den doffevelfungen der Kornzölle mitverwenden können, vorüber⸗ 
gehen ei dann müſſen Sie ſich ſagen, daß ein ſolcher Zeit⸗ 
punkt vielleicht nie wiederkehrt. (Sehr richtig! rechts.) Eine dila- 
Bir Behandlung wird die Steuerreform überhaupt unmöglich 
— 


n. 
. Wenn man die beſtehenden Zuſtände und [Einrichtungen um⸗ 
feen will, dann muß man vor allen Dingen ſich ber die zu 
eſeitigenden Uebel und Mißſtände klar werden und über ihre 
Gründe und die Mittel zur Beſeitigung. Die Perſonalſteuer jo 
nach der Durchführung dieſer Geſetze die Hauptträgerin des ganzen 
Stantsfteueriuftems werden. In den Vordergrund wird die 
Leiſtungsfäbiatelt treten, die Perſonalbeſtenerung wird die Real⸗ 
ſoſtemerun verdrängen Aus der Geſchichte unſeres Staatsſteuer⸗ 
au 3 geht hervor, daß dieſes gemiſchte Syſtem in Preußen nicht 
lichen 8 ligten, auch nicht vormals berechtigten volkswirthſchaft⸗ 
eſichtspunkten, ſondern aus fiskaliſchen Rückſichten ent⸗ 

folange die r richtig!) Erträglich war ein ſolcher Zuſtand, 
olauge die Perſonalſteuer noch unbedeutend war, unerträgli 
wird er, wenn, wie beute, das volle Einkommen, aus welchen 
Quellen es auch hervorgehe, durch die Perſonalſteuer erfaßt wird. 
Die Perſonalſteuer unterſucht die Steuerkraft des einzelnen Steuer- 
uc Kun und berückſichtigt perſönliche Verhältniſſe. Die Real⸗ 
teuer kümmert ſich gar nſcht um die perſönlichen Verhältniſſe des 
Steuerpflichtigen, ſie belaffet beſtimmte Objekte nach angeblich 
richtigen, aber ſehr ungleichen Durchſchnittsſatzen, ohne alle Rück⸗ 
ficht auf die Leiſtungsfählakett des zeitweiligen Beſitzers. Des 
1 0 tönnen die Schulden nicht abgezogen werden, deswegen 
wird der große und kleine Grundbeſitzer gleich belaſtet, deswegen 
pe der Verſchuldete und Unverſchuldete genau dieſelde Summe, 
eswegen wird der Gewerbetreibende, der mit fremdem Kapital 
Salute ebenſo wie derjenige, der mit eigenem Kapital arbeitet, 
Es kommt Hinzu, daß gerade unſer Realſteuerſyſtem noch ſehr 


unvollkommen, ungleich und unvollſtändig iſt, und zweitens ſind 
wir in Preußen nicht in der Lage, das beſtehende Realſteuerſyſtem 
weſentlich zu verbeſſern. Die Grundſteuer, 1 ungleich, 
iſt durch die inzwiſchen ſtattgehabten Verſchlebungen in den Er⸗ 
rbaniien und wirthſchaftlichen Verhältniſſen des Bodens noch un⸗ 
gleicher geworden. Die Gewerbeſteuer wird wieder nach ganz 
anderen Grundſätzen veranlagt. Die Realſteuern unter ſich gleich⸗ 
mäßig zu geſtalten, iſt nach meiner wefingen ein ganz ver⸗ 
geblicher Verſuch und wird niemals gelingen. as Kapital hätte 
vielleicht eine Kapitalrentenſteuer am beſten ertragen. Die Ver⸗ 
ſuche in dieſer Bestehung find nicht an ſchlechtem Willen, ſondern 
an den inneren Schwierigkeiten geſcheitert, namentlich an der faſt 
unüberwindlichen Schwierigkeit der Unterſcheidung zwiſchen 
Renten⸗ und Betriebskapital. 


Die Meinung, das Realſteuerſyſtem wäre an und für ſich 
rationell neben der Perſonalſteuer, wird ja im hohen Haufe nur 
ſehr wenig Vertretung finden. Die Staatsregierung ſagt ſich, mit 
halben Maßregeln iſt es in dieſem Falle nicht gethan. Die Reform 
muß eine Reform an Haupt und Gliedern ſein. Die Realſteuern 
ſind innerhalb des Staates nicht entwicklungsfähig. Wirken ſie 
aber im Kommunalverbande, ſo werden ſie lebendige Glieder des 
kommunalen Finanzweſens werden, da iſt eine Entwickelung wohl 
möglich, da können alle lokalen Veränderungen zweckmäßige Be⸗ 
rückſichtigung finden. Wenn die Klagen über die Noth der Ge⸗ 
meinden berechtigt ſind, wenn es richtig iſt, daß die Zuſchläge zu 
den Einkommenſteuern, die ſich ins ungemeſſene ſteigern, nur 
ſchwankende Einnahmen erbringen, dann wird kein anderer Weg 
übrig bleiben, als daß der Staat auf die Realſteuern zu Gunſten 
der Gemeinden verzichtet. Wenn Sie bei Ihren Bedenken bleiben, 
die fo lebendig, heftig und vorwurfsvoll ausgeſprochen wurden im 
Haufe und von den nach links gravitirenden Parteien am aller⸗ 
eifelaiten, daß die Einkommenſteuer ohne eine von der Gerechtig⸗ 
keit geforderte Unterſcheidung zwiſchen fundirtem und unfundirtem 
Einkommen unhaltbar ſei, daß ſie zu den größten Beſchwerden 
führen müßte, dann kommen Sie wieder auf die Frage der Real⸗ 
ſteuern, denn ohne Beſeitigung der Realſteuern iſt eine Beſteuerung 
des fundirten Einkommens nach dem Nettoeinkommen nicht mög⸗ 
lich, und eine gleichzeitige Beſteuerung deſſelben Beſitzes in der 
Form der Bruttobeſteuerung und der Nettobeſteuerung iſt auch un⸗ 
möglich. Ueberall kommt man auf denſelben Satz: Das Syſtem 
muß geändert werden. 

Ein aus der Gewohnheit entſtandenes, natürliches Gefühl 
macht einigen die Aufhebung der Realſteuer bedenklich, weil ſie 
ſagen, das ſei doch eine fo ſichere Grundlage der Staatseinnahmen, 
daß es kühn ſei, darauf zu verzichten. Das hat etwas Berechtigtes. 
Indeß auch die Einkommenſteuer, namentlich in der heutigen Ge⸗ 
ſtalt, iſt eine recht ſichere, mit dem Wohlſtande des Volles ſteigende 
Steuer. Die Realſteuern hatten 1820 noch eine ſehr große Be⸗ 
deutung. Sit 2 18 Prozent der damaligen Staatsausgaben 
aus; heute, ohne Berückſichtigung der Betriebsausgaben bilden ſie 
nur noch 8 Proz., während andererjeits die Einkommenſteuern allein 
mit 124 Millionen Mark ſämmtliche Realſteuern weſentlich über⸗ 
ragen. Die Grundſteuer kann nicht mehr wachſen, ſondern nur 
noch abnehmen. Heute, wo wir mit der Beſteuerung des Ein⸗ 
kommens bedeutend degreſſiv ſind und das Schwergewicht des Ein⸗ 
gangs dieſer Steuer in die oberſten Stufen verlegen, da hat dieſe 
Frage ein anderes Geſicht. Der veränderte Charakter zeigt ſich 
darin, daß von dem Mehr an Einkommenſteuern 28 Millionen auf 
3 Prozent der geſammten Bevölkerung entfallen, und der, Reit 
ſich auf 97 Prozent der Bevölkerung vertheilt. 

Nun Tagt man, die Grundſteuer hat den Steuercharakter über- 
haupt gänzlich verloren, ſie iſt eine reine Rente geworden. Ein 
großer Theil der jetzigen Beſitzer hat die Grundſtücke erworben 
nach Einführung der neuen Grundſteuer, alſo abzüglich der Grund⸗ 
ſteuer. Wenn alſo die Grundſteuer erlaſſen wird, ſo iſt das eine 
Schenkung an die Beſitzer, und wie kommt der Staat dazu, der⸗ 
artige Schenkungen ohne jeden inneren Grund zu machen. Dieſer 
Reform gegenüber paßt aber der Einwand nicht, denn die Reform 
geht nicht dahin, die Steuerpflichtigkeit der Objekte aufzuheben, 
ſondern dieſelbe 3 Wir wollen im Weſentlichen die 
Steuer des Staates in eine Kommunalſteuer verwandeln. Man 
kann aber auch nicht behaupten, daß die Grundſteuer durchweg zur 
Rente geworden iſt. Denn ſie iſt zuerſt in den ſechziger Jahren 
neu veranlaßt, und noch ſind eine große Anzahl von Beſitzungen 
in der Hand von Erben, ja derſelben Perſon. Auch die bisherigen 
Zuſchläge der Kommunen zu der Grundſteuer haben ihren Charakter 
als Rente vermindert. un meint man, alles, was ſich für die 
Ueberweiſung an die Kommunen reden läßt, gelte nicht für die 
Gutsbezirke. Da tritt der Charakter eines Geſchenkes, wie die 
Herren von der freifinnigen Partei jagen, der agrariſche Charakter 
der ganzen Reform in den Vordergrund. 


Aber wir haben ja auch eine ganze Anzahl von Gemeinden, 
die gar keine Steuern erheben, wollten Sie die auch von der Be⸗ 
ſeitigung der Realſteuern ausſchließen? Wir haben ferner eine 
Anzahl von Gemeinden, die nur unbedeutende Realſteuern erheben 
was wollen Sie da anfangen? Wir wollen ja aber auch nicht 
vorſchreiben, daß irgendeine Gemeinde verpflichtet ſein ſoll, die geſammte 
vom Staate überwieſene Realſteuer weiter zu erheben, ſondern 


ch] wir überlaſſen den Gemeinden die Höhe der Steuer nach ihrer Be⸗ 


aan und ihren Bedürfniſſen. Wir werden alſo tauſend und 

abertauſend Gemeinden haben, wo nicht entfernt die geſammten, 

vom Staate aufgegebenen Realſteuern zur Erhebung gelangen. 

Sie können doch alſo nicht gerade die Gutsbezirke ausnehmen; das 

wäre doch eine Ungerechtigkeit. Dieſe Reform kann die hiſtoriſche 

a ae no 4 in einer Hand befindliche Beſitzungen beſtehen, 
ejeitigen. 

Die Frage der Gutsbezirke tft gelöſt worden durch die Land⸗ 
gemeindeordnung; ſie liegt auf polltiſchem Gebiete, aber nicht auf 
dem Steuergebiet. Und welche Bedeutung hat dieſe Sache über⸗ 
haupt gegenüber der Entlaſtung des Grundbeſitzes in ganz Preu⸗ 
ßen? Glauben Sie, daß der hannoverſche oder rheinſſche Guts⸗ 
beſitzer zufrieden ſein wird, die doppelte Beſteuerung zu ertragen. 
nur damit die Gutsbezirke nichts überwieſen bekommen? (Sehr 
richtig! rechts.) In einer Zeitung, in einer agitatoriſchen Rede 


hört ſich das hübſch an, wenn man aber der Sache ins Geſicht 
ſieht, zeigt ſie einen anderen Charakter. (Bravo! rechts.) 

ber die Laſten der Gutsbezirke find auch nicht gerade fo 
gering, ja zum Theil ſehr bedeutend. In den öſtlichen Provinzen 
tragen ſie zu den Kreisabgaben 17 Millionen Mark bei, während 
die geſammten Grund⸗ und Gebäudeſteuern nur 9 Milllonen be⸗ 
tragen. Die Belaſtung bleibt alſo noch eine erhebliche. Wenn 
die lex Huene aufgehoben wird, ſo werden die Kreisſteuern 
wachſen, und dieſe haben die Gutsbezirke ebenſo zu tragen wie die 
Gemeinden. 

Dem ganzen Programm iſt vorgeworfen worden, es ſei agra⸗ 
riſcher Natur, namentlich käme das platte Land viel beſſer dabei 
fort als die Städte. Ich würde auf dieſen Vorwurf nicht das 
geringſte Gewicht legen, ſofern er nicht zum Inhalt hätte, daß die 
Reform zu einer ungerechten Vertheilung der Staatslaſten führe. 
Wenn eine Reform auf Gerechtigkeit beruht, dann iſt es gleich, 
wem ſie zu gute kommt; ſie wird immer dem zu gute kommen, 
der bisher überlaſtet war. War das Land bisher überlaſtet, fo 
wird die Reform eben dem Lande zu gute kommen. (Abgeordneter 
Rickert: Sie kann aber auch allen zu gute kommen.) Das 
Beſte aber an der Sache iſt, daß, wenn man für die Reform die 
Kopfzahl zum Maßſtabe nimmt, das Gegentheil von jenen Be⸗ 
hauptungen die Wahrheit iſt. Dann könnte man jagen, die Re⸗ 
orm ſei nicht agrariſch, ſondern urbaniſch. (Heiterkeit links.) 

n den Städten kommen auf an Grundſteuer in der ganzen 
onarchie 29 Pfennige, an Gebäudeſteuer 2,23 Mark, macht 
251 Mark auf den Kopf der Bevölkerung Auf dem platten 
Lande kommen auf an Grundſteuer 2 Mark, an Gebäude⸗ 
ſteuer 47 Pf. in Summa 2,47 M., durchſchnittlich 2,49 'm ganzen 
Staat, Folglich bleibt in diefer Beziehung das platte Land hinter 
dem Durchſchnitt nur um 2 Pfennige zurück. Bei der Gewerbe⸗ 
itever ſtellt ſich heraus daß nach der Anlage von 1892/3 im 
ganzen auf den Kopf 64 Pfennige entfallen, davon nur 24 auf 
das platte Land, alles we auf die Städte. Kann man da 
von bedenklichen agrariihen Tendenzen ſprechen? Das Land bes 
lommt eine bisher fixirte Steuer, die Städte aber eine wachſende 
Gebäudeſteuer und eine gleichfalls wachſende Gewerbeſteuer (ſehr 
richtig! rechts. Abg. Richter: Berlin!) Daß in Berlin die 
ſteuerkräftigen reichen Leute nach ihren Kräften vom Staate heran⸗ 
gezogen werden, iſt doch ſelbſtverſtändlich. ch bin erſtaunt ge⸗ 
weſen, daß eine politiſche Partei zur Empfehlung ihres Kandidaten 
ein Wahlflugblatt vertheilt hat, in dem es heißt, man müſſe den 
Kandidaten wählen, der dafür ſorgt, daß Berlin nicht zu pfele 
Vermögensſteuer zahlt. Wo die ſteuerpflichtigen Cenſiten auch 
wohnen, heute iſt es in Berlin, morgen in Köln, übermorgen in 
Frankfurt ſie werden vom Staate herangezogen nach ihrer Lei⸗ 
e Die Gemeinde mag glücklich ſein, die recht viele 
fe en ge ee — 1 f 5 8 
x haben ſodann vorſchlagen müſſen, daß die Entſchädigung, 
welche früher für die Aufhebung der Grundſteuerfreiheit Sahl 
worden iſt, wieder zurückgezahlt wird für diejenigen Srunditüce, 
ie noch nicht in andere Hände übergegangen find. Denn fällt die 
Grundſteuer fort, ſo fällt die Vorausſetzung für die damalige Ent⸗ 
ſchädigung weg. Vom Standpunkt des Privatrechts kann ja eine 
ſolche Verpflichtung nicht konſtrurt werden (ſehr richtig! rechts), 
aber vom Standpunkt des Staatsrechtes iſt es doch anders. 

Bisher konnten die Gemeinden die natürlichſten Beſteuerungen 
nämlich die Beſteuerung derjenigen Objekte, die durch die Gemein⸗ 
den Werthſteigerung erfahren, die einen großen Theil der Gemeinde⸗ 
ausgaben verurſachen, in angemeſſener Weiſe nicht vornehmen. 
Reichsgeſetze haben ferner die Acciſe auf Getränke verboten, und ſo 
war die Entwicklung der indirekten Kommunalſteuern hintangehalten. 
Das Schwergewicht der Kommunalſteuern lag alſo auf dem Zu⸗ 
ſchlage zur Perſonalſteuer und zur Gebäudeſteuer. Dieſes Neben⸗ 
einanderbeſtehen beider Steuern in den Kommunen iſt ebenſo unge⸗ 
rechtfertigt wie ihr Nebeneinanderbeſtehen im Staat. Die Gemeinde 
ift nicht bloß ein politiſcher, ſondern auch ein wirthſchaftlicher Körper, 
gewiſſermaßen ein gemeinſames Unternehmen zur Stärkung der 
wirthſchaftlichen Kräfte der einzelnen Gemeindeglieder. Daß nun 
die Arbeitseinkommen und Kapitaleinfommen, die mit der Gemeinde 
nicht innig verbunden find, vorzugsweise herangezogen wurden, 
ſtellte die Sache auf den Kopf. In 38 Städten beiteht ſogar gar 
keine Realſteuer. Das iſt nicht bloß eine ſchlechte Vertheilung der 
Gemeindelaſten, ſondern auch eine große Gefahr für die Gemeinde⸗ 
finanzen. Das Hauptgewicht auf Perſonalſteuern legen, heißt ſich 
auf ein ſchwankendes Rohr ſtützen; und vom Zufall hängt es ab, 
ob ein Gewerbe Gewinn abwirft, oder nicht, ob ein reicher Mann 
lange lebt oder nicht. Je höher die Zuſchläge ſind, deſto eher wer⸗ 
den die Leute in die großen Kapitalszentren auswandern. (Sehr 
richtig!) Ich habe jahrelang dieſe kommunale Entwſcklung mit 
ſteigender Sorge verfolgt. Unſere Reform, wenn fte auch ein Pro⸗ 
dukt der Wiſſenſchaft iſt und durch die heutige Volkswirthſchafts⸗ 
wiſſenſchaft vertreten wird, iſt doch weſentlich hervorgegangen aus 
der faktiſchen Nothwendigkeit, derartige Uebelſtände und Gefahren 
aus unſerem Volksleben zu beſeitigen. 

Nun ſollen 35 Millionen durch eine Ergänzungsſteuer aufge⸗ 
bracht werden. 

Dieſe 35 Millionen find nach unſerer Meinung und nach den 
Erfahrungen der Vergangenheit nothwendig aufzubringen; denn 
wenn wir gewiſſenhaft vorgehen, jo müſſen wir zugeben, daß wir 
auf ein Mehr als 40 Millionen bei der Einkommenſteuer nicht 
kommen. Ja, dieſe 40 Millionen, ſagt man, vermehren ſich im 
nächſten Jahre auf 45 und bis zum Schluſſe des Jahrhunderts 
auf 100 Millionen. Ja, woher wiſſen denn dieſe Propheten die 
Dinge jo gewiß? Es iſt vorausſichtlich, daß mit dem ſteigenden 
Wohlſtand die Einkommenſteuer ſteigt. as wollen wir alle 
hoffen, erwarten und glauben. Denn wenn wir nicht mehr an 
den ſteigenden Wohlſtand unſeres Volkes glauben, ſo wäre es um 
unſeren Staat ſehr 5 beſtellt. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) 
Aber ſteigende Einnahmen ſind dazu da, um die ſteigenden Aus⸗ 
gaben zu decken. Schon heute können wir die kulturellen Auf⸗ 
gaben des Staats nicht mehr erfüllen (Sehr wahr! rechts); das 
weiß Niemand beſſer als ich. Wir können alſo nur ausgehen von 
den Verhältniſſen der jetzigen Ausgaben und der jetzigen Einnahmen. 

Dann heißt es: Ja, die lex Huene! Die Ueberweifungen 


aus den Vleh⸗ und Getreidezöllen haben einen viel größeren 
Werth, als 24 Millionen. Laſſen Sie das letzte außergewöhnliche 
Jahr aus dem Spiel, nehmen Sie die Jahre 1889—1891 ſo 
kommen Sie auf einen Durchſchnitt von 39 Millionen, während 
das Jahr 1889 bei einer nicht beſonders ſchlechten Ernte und bei 
erhöhten Zöllen nur 29 Millionen brachte. Jetzt ſind die Zölle 
auf 3,50 M. reduzirt, und wenn wir den Satz von 1889 zu 
zu Grunde legen, ſo würden wir heute ſchon nicht auf mehr als 
auf einen Durchſchnitt von 24 Millionen kommen. Nun ſagt man 
zwar, die Getreideeinfuhr kann wachſen. Aber auch die einhei- 
miſche Produktion von Getreide kann wachſen. (Lebhafter Wider⸗ 
ſpruch des Abg. Richter.) Se Son Sachverſtändige, z. B 
der Geheime Ober⸗Regierungsrath Thiel, der gewiß mehr von der 
Landwirthſchaft weiß, oder eben ſo viel, wie die Herren, die mich 
bier unterbrechen, (Heiterkeit rechts), gaben mir darin Recht. Sie 
werden nicht leugnen, daß dieſer Durchſchnitt in Jahren guter 
Ernte erheblich niedriger ſein kann, und daß der Staat die 
niedrigeren Jahre auf die beſſeren übertragen muß. Von vor⸗ 
ſichtigen Finanzmännern iſt mir geradezu zum Vorwurf gemacht 
worden, daß ich die ſicheren, feſten Einnahmen aus der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer gegen ſchwankende und unſichere, ja möglicher 
Weiſe in ihrem Beſtand bedrohte Erträge aus den Zöllen weggebe. 
Dieſer Einwand hat etwas für ſich. Das iſt in gewiſſem Maße 
ein Riſiko, aber der Staat kann dieſes Riſiko viel eher tragen als 
die kleinen Gemeinden. (Zuſtimmung rechts.) Wir werden die 
dauernden Durchſchnittserträgniſſe dieſer Ueberweiſungen nicht 
höher als auf 24 Millionen annehmen dürfen. 


Nun bleiben die 35 Millionen, und hier komme ich an die piece 
de resistance (Heiterkeit). Nehmen thut jeder gern, aber hier kommt 
es nicht auf das Nehmen, ſondern auf das Geben an. Daß wir 
die 35 Millionen haben müſſen, geben Sie olle zu. Wir ſtreiten 
uns nur über die Axt und Weiſe, wie das Geld zu beſchaffen iſt. 
Da hat die Staatsregierung onen die Ergänzungsſteuer vorge⸗ 
ſchlagen. Bleibe ich gleich bei dem Namen. Die „Freiſinnige 
Zeitung“ hat mich ſehr verhöhnt mit dieſem Namen, ſie ſagt, es jet 
ein ſchämiger (Heiterkeit). Das iſt eine vollſtändige Verkennung 
der Sache. Die Ergänzungsſteuer hat die Form einer Vermögens⸗ 
ſteuer. Ihr Zweck und ihre Bedeutung im Steuerſyſtem iſt, daß 
ſie Lücken ausfüllt, welche die Einkommenſteuer laſſen mußte. Ihr 
weſentlicher Charakter iſt deshalb der der Ergänzung. Aber noch 
mehr trägt vielleicht gu Beruhigung mancher ängſtlicher Gemüther 
bei: fie ſteht auch im engſten Verhältniß zur Elnkommenſteuer. 
Um welchen Betrag das fundirte Einkommen ſteuerkräſtiger iſt als 
das nicht ſundirte, kann man ja nur mit einem generellen Satz 
erfaſſen. Hat die Geſetzgebung einmal einen Vorſchlag von / vom 
Tauſend als ein richtiges Verhältniß der größeren Steuerkraft des 
fundirten Einkommens zum nicht fundirten fixirt, ſo muß dieſes 
Verhältniß bleiben! @* . _ RR 231 

Eine einleitige Erhöhung der Vermögensſteuer in ihrer 
Eigenſchaft als Ergänzungsſteuer bei ſteigender wachſender Noth 
an Einnahme und bei eintretender Nothwendigkeit der Steuer⸗ 
erhöhung würde ich für völlig unzuläſſig halten, ſolange wenigſtens 
noch ein Gefühl von ausgleichender Gerechtigkeit die Regierung 
und die Landesvertretung beſeelt. Der Abg. Richter wird mir 
zugeben, daß es ſich hier nicht um eine Verdeckung der wahren 
Natur der Sache handelt, ſondern um einen durchaus berechtigten 
Namen. Zur Veranſchaulichung mögen folgende Beiſpiele dienen. 
Wenn jemand abſichtlich aus irgend welchen Gründen nutzbare 
Theile ſeines Vermögens, die der Produlklon dienen könnten, außer 
Produktion ſetzt, hört er dadurch auf, ſteuerkräftig zu ſein? Wenn 
von 2 Brüdern, die beide 20000 M. Vermögen haben, der eine 

in Geld in preuftichen Konſols, der andere ſein Vermögen in 

auplätzen in Mixborf anlegt und heute weit reicher iſt als der 
andere, aber keine Einkommenſteuer zahlt, bedarf da * 3 die 
Einkommenſteuer einer Ergänzung? Der entſcheidende rund 
für die Vorlage iſt der, daß in dieſer Form allein zweckmäßig 
zwiſchen fundirtem und unfundirtem Einkommen unterſchieden 
werden kann. 

Auf die Dauer kann der Arzt, der Gelehrte, der Advokat, der 
Handwerker nicht nach demſelben Satze beſteuert werden, wie der⸗ 
jenige, der ein vererbliches Vermögen beſitzt. Wenn ein Arzt mit 
5 Kindern 7000 Mark, häufig unter Gefahr ſeines Lebens, erwirbt 
und davon nichts erübrigen kann, mit Sorge auf die Zukunft ſeiner 
Kinder ſehen muß, gleichmäßig beſteuert wird mit einem anderen, 


der aus einem Vermögen von 200— 250 000 Mark nur die Zinſen 


bezieht, das Vermögen aber ſeinen Kindern hinterlaſſen kann, jo |t 


geht das gegen das Gerechtigkeltsgefühl. Wir dürfen dieſen Stachel, 
den die Einkommenſteuer läßt, nicht ſtecken laſſen, wir müſſen ihn 
ausziehen. Mir ſcheint für die kun dieſes Gedankens die 
vorgeſchlagene Form die vollkommenſte zu ſein. Die Erbſchafts⸗ 
ſteuer iſt auch eine Form der Heranziehung des fundirten Einkom⸗ 
mens, aber doch eine, die ſchwere Mängel hat. Ich habe ſelbſt im 
vorigen Raft eine Erbſchaftsſteuer vorgeſchlagen, gewiß, aber das 
ſollte weſentlich eine Kontrollmaßregel ſein. Sollten durch eine 
Erbſchaftsſteuer 35 Millionen aufgebracht werden, ſo müßten für 
entferntere Verwandte mindeſtens zwölf Prozent erhoben werden. 
Heiterkeit.) Wollen Sie mit der Erbſchaftsſteuer eine ſo hohe 
en aufbringen, dann müſſen Sie die Beſtimmungen eines 
ſolchen Lese gewiſſermaßen mit Feuer und Schwert ausführen. 
Für mich iſt die Unterſcheidung zwiſchen fundirtem und unfundir⸗ 
tem Einkommen die Hauptſache. Will mir Jemand einen beſſeren 
Weg zeigen, als den vorgeſchlagenen, ſo ſollen ſeine Vorſchläge auf 
dos Sorgfältigſte geprüft werden. Man hat auch innerhalb der 
Einkommenſteuer die Unterſcheidung zwiſchen fundirtem und un⸗ 
undirtem Einkommen durchführen wollen; das geht nicht, oder es 
ft wenigſtens ein ganz roher Weg. Will man das durch einen 


Prinzip der Leiſtungsfäbigkeit. Das iſt gewiſſermaßen ein all 
ängel verlaſſen. 
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nd laufen Gefahr, den Steuerſatz bis zur 
Vermögensſteuer 


mäßig in Stadt und Land herangezogen. Die Vermögensſteuer 
fiebert ſich mit dem Vermögenszuftand und dem Werth des Ver⸗ 
mögens ie iſt eine Steuer von Dauer, ſie paßt auf alle Zu⸗ 


iſt das Betriebskapital bereits bei der Gewerbeſteuer ermittelt 
worden. Alſo jo geheimnißvolle Dinge kommen durch die Ver⸗ 
mögensſteuer gar nicht ans Tageslicht. 

Was nun den Wegfall der Kreiselnnahmen aus den bisherigen 
Ueberweiſungen betrifft, ſo hat ja die ſogenannte lex Huene eine 
verſchtedenartige Beurtheilung gefunden. Die einen haben ſie über 
die Maßen geprieſen, die andern haben ſie getadelt als ein verderb⸗ 
liches Geſchenkſyſtem, welches auf die Dauer unſere Selbſtverwaltung 
äußerſt gefährden kann. Man kann ſagen, das eine iſt wahr und 
das andere. In den öſtlichen Provinzen der Monarchie hat nament⸗ 
lich der Wegebau durch die Ueberweiſung der Zollerträge einen 


- | großen Aufſchwung genommen. In anderen Theilen der Monarchie 


fanden dieſe Ueberweiſungen keine ſo zweckmäßige Verwendung. 
In den Provinzen, wo die Kreiſe überhaupt keinen Wegebau haben, 
kamen den Kreiſen Zuwendungen zu, die ſie weder verlangt hatten, 
noch eigentlich gebrauchen konnten. Da kam naturgemäß auch die 
Neigung, das Geld für durchaus nicht nothwendige Einrichtungen 
= verwenden. Der große Mangel bei einem mechaniſchen Maß⸗ 
tabe für Geldüberweiſungen an Kommunen, welche verſchiedene 
N und verſchiedene Bedürfnſſſe haben, kam hier zum Aus⸗ 
druck. Bei Aufhebung der lex Huene wird ſich möglicher Weiſe 
die Selbſtverwaltung in der erſten ei verlangſamen, aber wenn 
die Kommunen gezwungen werden, bei ihren Ausgaben ſofort den 
Blick auf die Einnahmen zu richten, ſo werden ſie in Kürze wieder 
eine geordnete Selbſtwerwaltung haben. Eine dauernde Geltung 
des Geſetzes wurde bei ſeiner Beſchlußfaſſung auch gar nicht be⸗ 
abſichtigt, ſondern man behielt ſich vor, von einem Proviſorium zu 
einem definitiven Zuſtand überzugehen. Ich hoffe daher, daß das 
u diefer Beziehung den Vorſchlägen der Regierung zu⸗ 
timmt. 

Große Reformen ſind berechtigt nur dann, wenn weit ver⸗ 
breitete Uebelſtände in den ſtaatlichen, ſozialen und politiſchen In⸗ 
ſtttutionen vorhanden find, dann aber auch nothwendig, und man 
darf fie nicht ſcheuen. Quieta non movere tft ein ſchönes Wort. 
Ohne Noth an beſtehenden Verhältniſſen rütteln, wäre gewiß völlig 
verkehrt. Aber auf der andern Seite, wenn man dazu genöthigt 
wird, wenn die Uebelſtände dringende Abhilfe erfordern, wenn wir 
durch den § 82 des Einkommenſteuergeſetzes verpflichtet find, einen 
tiefen Eingriff in das Syſtem der Realſteuern zu machen, ſo iſt 
auch richtig, ganze Arbeit zu machen, eine Reform, die befriedigt, 
und nicht, was manchen befriedigt und viele verletzt, was nur 
einen Uebergang daxſtellen würde, der allerſeits als ſolcher em: 
pfunden würde, die Frage b löſt und die beſtehenden Klagen 
und Beſchwerden nicht beſeitigt. Große Reformen ſind nur mög⸗ 
lich, wenn die Uebelſtände, die ſie beſeitigen ſollen, allgemein an⸗ 
erkannt find, lebendig vor dem öffentlichen Bewußtſein ſtehen und 
Klarheit über die Mittel zur Abhilfe geſchaffen iſt. Die Staats⸗ 
regierung iſt der Anſicht, daß dieſe Vorausſetzungen einer durch⸗ 
greifenden Reform heute vorhanden ſind. Die allgemeine Wohl⸗ 
fahrt muß entſcheiden, und ſie wird wie immer Ihre Beſchlüſſe 
leiten. Ich ſehe mit vollem Vertrauen der weiteren Verhandlung, 
Belſal rech Fi Beſchlußfaſſung der Vorlage entgegen. (Lebhafter 

eifall rechts. 

Die inzwiſchen feſtgeſtellte Rednerliſte ergiebt 30 Redner gegen, 
27 für die Vorlage. 

Das Wort gegen erhält zunächſt der Abg. Rickert (dfr.): Mit 
der f des Miniſters bin ich vollkommen einver⸗ 
ſtanden. In dieſer Vorlage indeß kommt das Intereſſe Einzelner 
im Volke in hervorragendem Grade zum Ausdruck. Das nenne ich 
eine Berückſichtigung des Sonderintereſſes gegen das Staatsintereſſe. 
An der Forderung guf Ueberweiſung der Realſteuern haben wir 
uns niemals betbeil at. Wir haben immer die Frage entgegenge⸗ 
worfen, fol wen und zu welchem Zweck die Steuern r pieſen 
werden ſollen. 

Das große Verdienſt des Finanzminiſters um dieſe Vorlage 
erkenne ich frei und frank an. Er hat den Muth gehabt, aus dem 
Bereich der Schlagworte dieſe Reformgedanken in konkrete Geſtalt 
zu bringen. Ich bewundere ſogar den Muth des Finanzminiſters, 
unternommen zu haben, was Fürſt Bismarck niemals zu unter⸗ 
nehmen gewagt hat. Ich frage aber, weshalb dleſe Eile, weshalb 
dieſe große Reform mit einem Schlage durchführen. 
miniſter jagt, die Frucht ſei reif, wir feten einig über Ziele und 
Mittel, aber ſeine Rede bewies mir, daß er doch in einiger Sorge 
um die Vorlage iſt. Weshalb jo eilig? Beim Amtsantritt des 
jetzigen Reichskanzlers wurde die Meinung laut, es werde 
n der auswärtigen und inneren olttik langweilig 
werden. Wir haben dieſes Bedürfniß 
politiſchen Dingen, wir wollen eine Zeit lang Ruhe und 
Erholung haben. Dieſes Bedürfniß nach Ruhe hat ja auch die Mehr⸗ 
heit durch die Annahme der fünfjährigen Leglslaturperiode aner⸗ 
kannt. Nach Einführung der fünfjährigen Legislaturperiode glaubte 


man nicht, daß man es wagen würde, angeſichts bevorſtehender l 


Wahlen neue Geſetze zu beantragen. Wir ſind aber heute genau 
ſo abgehetzt, wie früher. Sie müſſen doch wenigſtens die Ver⸗ 
1 . die Sie gegeben, in Erfüllung bringen und dem Volke 
noch ein f 
miniſter jo aropen Werth darauf gelegt hat, pari passu mit der 
öffentlichen Meinung zu gehen. Der Finanzminiſter hat auch 
formell die felt wean vom 9. Mat 1892 nicht erfüllt, denn er 
hat damals ſelbſt gejagt, die Reform könne nur mit Zuſtimmung 
der öffentlichen Meinung zu Stande kommen, es ſolle alles 
Material veröffentlicht werden. Nichts davon aber tft geſchehen, 
es iſt nichts vorher veröffentlicht worden im „Reichsanzeiger.“ 
a die öffentliche Meinung iſt durch die verſchledenen offiziöfen 

itthellungen irre geführt worden. Was verſteht man heute 
unter offiztöjer Preſſe? Iſt es die „Nordd. Allg. Ztg.“, ſſt es 
Herr Schweinburg? Das aber ſteht feit, daß fie heute ebenſo 
im Schwange iſt, wie a unter dem Fürſten Bismarck. 
Dieſer war aber ein größerer Meiſter darin, ex verſtand ſein 
Geschäft beſſer. (Heiterkeit) Nicht einmal Fürſt Bismarck 
hatte den Muth, eine ſolche Reform zu Stande zu bringen. 
Und nun vollends ohne Reform des Wahlrechts, trotzdem 
faſt alle Parteien eine ſolche Reform dringend gefordert haben. 
Ohne Wahlreform keine Steuerreform. Die Herren thun aber, 
als ob fie gar keinen Werth darauf legten. Der Mintfterpräfident 
meinte nur, es werde „thunlichſt bald“ ein Geſetzentwurf vorgelegt 
werden. Vielleicht iſt gerade durch den Rücktritt des Miniſters des 
— — Herrfurth eine Verzögerung in der Ausarbeitung des 

twurfs herbeigeführt worden. Aber die Majorität wird dabei 
beſtehen bleiben: ohne Wahlgeſetz keine Reform. Wir können nicht 
die Verantwortung dafür übernehmen, daß die nes M Rechte 
der Wähler jo verkümmert werden, wie es das neue Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz gethan hat. Bei der ganzen Reform fehlt auch die 
Beſtimmung, wie die Gemeinden von ihrer Welten Gebrauch 
machen ſollen. Es bleibt den Gemeinden freigeſtellt, ſich irgend 
ein Syſtem auszudenken. Einer ſolchen abſoluten Freiheit ſtehe 
ich durchaus gegneriſch gegenüber. Die Selbſtverwaltung kann 
nur in richtiger Weiſe geführt werden, wenn beſtimmte Geſetze 
für die einzelnen Handlungen beſtehen. So aber iſt alles der 
Willkür der Kreis⸗ und Bezirksausſchüſſe überlaſſen. 

Die Denkſchrift enthält eine Lücke. Wer ſie lleſt, weiß es nicht, 
daß es einen Fürſten Bismarck gegeben hat, der doch eines der 
größten Steuerreformer war. Daß diefer mit keiner Silbe erwähnt 
wird, hat mich ſehr traurig geſtimmt. Ich habe doch mehr Dank⸗ 
barkeit für ihn, und ich hätte peolaubt, daß man mehr Notiz davon 
nehmen ſollte. Und doch ſcheint es mir gerade bei dieſer Steuer⸗ 
reform angebracht, des Fürſten Bismarck zu gedenken. Auch Fürſt 


Der Finanz⸗ B 


nach Langeweile in B 


ort mitzureden geftatten, insbeſondere da der Finanz⸗ h 


Bismarck hat das Wort „ausgleichende Gerechtigkeit“ oft gebraucht. 
Sein Ideal war, die indirekten Toren dem Staat, bie bireften 
den Gemeinden zuzuführen. Die Thronrede von 1879 hat aus⸗ 
drücklich verſichert, die Abſicht der Bismarckſchen Reform ſei zu⸗ 
nächſt, nicht die Steuern zu vermehren, ſondern läſtige Landesſteuern 
aufheben zu können. Aber wo ſind die Erleichterungen geblieben? 
Im Namen und Ile der ausgleichenden Gerechtigkeit haben 
wir Hunderte von Millionen neuer indirekter Steuern bewilligt, 
und im Intereſſe der ausgleichenden Gerechtigkeit iſt das neue 
Einkommenſteuergeſetz eingebracht, das 45 Millionen Mark Ueber⸗ 
ſchuß gebracht. Das Ziel der Reform war Ueberweiſung der 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer und den minder bemittelten Bevölke⸗ 
rungsſchichten weitergehende Erleichterung zu verſchaffen. Hat die 
Staatsregterung dieſe Verſprechen erfüllt? Herr Brömel hat ja 
nachgewieſen, daß Erleichterungen nicht ſtattgefunden haben. Der 
„Reichsanzelger“ freilich geht darüber mit einer diaboliſchen Ge⸗ 
ſchicklichkeit hinweg. Man weiß ja, wie die Zahlen im „Reichsan⸗ 
zeiger“ durch eine Verwechſelung des Veranlagungs⸗ und Erhebungs⸗ 
zolls entſtanden ſind. Da ſtellt ſich nun nach der Berechnung des 
Herrn Brömel heraus, daß die Einkommen bis 3000 Mark eine 
Mehrbelaſtung von 4 Millionen erfahren haben. Das iſt die Er⸗ 
füllung des Verſprechens, das die Staatsregierung in den Mo⸗ 
tiven des Geſetzes wiederholt gegeben hat. Die unteren und mitt⸗ 
leren Stufen müßten in der That anders, niedriger normirt wer⸗ 
den. Aber die Regierung denkt nicht daran, obgleich eine mora⸗ 
liſche Verpflichtung ihrerſeits doch beſteben bleibt. Wir haben für 
das Geſammtwohl zu ſorgen, und darum müſſen wir eine Beſtim⸗ 
mung in das Geſetz hineinbringen, daß nicht ein Pfennig mehr 
erhoben wird, als nöthig iſt zur Beſtreitung der Ausgaben. Der 
inanzminiſter ruft uns zu: ich will ja blos meine 35 Millionen. 
ut, die ſollen Sie haben, aber keinen Pfennig mehr. Ja, das 
möchte er nicht. Da war der altliberale Camphauſen doch anders 
(Heiterkeit). Der Ueberſchuß wird zweifellos größer werden, als 
die Regierung annimmt. Das haben wir früher bei der Gebäude⸗ 
ſteuer geſehen, das haben wir jetzt bei der Einkommenſteuer ge⸗ 
ſehen. Die Anſchläge der Regierung find immer zu niedrig. Jetzt 
ſollen wir der Regierung wieder eine neue Steuer, die Vermögens⸗ 
ſteuer, in die Hand geben ohne irgendwelche Garantie. Die Volks⸗ 
vertretung möchte ich aber ſehen, die das über ſich bringt, nach⸗ 
dem ſie ſolche Erfahrungen gemacht hat. Früher haben auch dle 
Natfonalliberalen die Forderung der Quotiſirung aufgestellt. Das 
Einkommenſteuergeſetz haben Ste ohne dieſe Quotiſirung angenom⸗ 
men wollen Sie auch ein zweites Geſetz ohne ſolche Garantie 
aunebmen? Die Finanzminister geben nicht leicht etwas heraus. 
Wir müſſen dafür ſorgen, daß keine Plusmacherei entſteht. Uebri⸗ 
gens find doch durchaus nicht alle darüber einig, daß die Real⸗ 
ſteuern aufgehoben werden ſollen. 
Das Herrenhaus hat ſich zwei Mal nur für die Ueberweiſung 


a er Wenn man etwa glaubt, daß nun die Sorge und 
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unter uns ſehen follen, bat ſich auch dagegen ausgesprochen, daß 


e te Beſteuerun 
drängen. (Der Finanzminiſter ſchüttelt verneinend den Kopf.) 5 


Nein? Aber d 


wird, daß die Steuern weit mehr bringen werden, als der Staat 
nötbig hat. Wir werden . wir glauben, 95 Eile 


warten? Man ſagt, die Bauern haben einen Gewinn von zwanzig 
Millionen durch die Reform. Ein Blatt, deſſen Parteiſtellung die⸗ 


und ſtark verſchuldeten Grundbeſitzern, die königliche Staatsregle⸗ 
rung unterſtützen werden. Etwas Aergeres iſt wohl nicht 90 agt 
worden. Ich hätte das nur ſagen ſollen. Wenn die Bauern Ihnen 
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33 daß ſie zwanzig Millionen Nutzen baben, dann können ſie 
as jetzige Abgeordnetenhaus behalten. 5 aber bin der Meinung, 
daß die Regierung verpflichtet iſt, das Volk zu befragen. Daß in 
der letzten Seſſion eine der wichtiaſten Steuervorlagen durchgepeitſcht 
werden ſoll, dem müſſen wir widerſtreben. (Beifall links.) 
Finanzminiſter Dr. Miquel: Die Deduktion des Abg. Rickert 
bezüglich des Artikels der „Poſt“ iſt eine falſche, denn man kann 
daraus nur die entgegengeſetzten Schlüſſe ziehen. Herr Rickert 
hat nur herumgeſprochen um den Geſammtplan, Einzelnes heraus⸗ 
geriſſen, aber das Weſentliche außer Acht gelaſſen. Es iſt nicht 
wahr, daß die Regierung ihr Verſprechen nicht gehalten hat. Was 
die Regierung nach dem Einkommenſteuergeſetz gethan hat, geichab 
nur auf die Direktive des Abgeordnetenhauſes. Es iſt auch nicht 
wahr, daß die unteren Einkommen mehr belaſtet worden ſind, als 
früher. Bei den Einkommen unter 3000 M. entfällt auf den Kopf 
der Bevölkerung 15,43 M 
über 16,22 M. im Vorjahre; in den höheren Stufen betragen 
die entſprechenden Zablen 25,37 Mart und 26,94 Mark (Ruf: 
Deklaration! Gejammtauftommen!) Ja, das beweiſt doch, daß 
früher ee eingeſchätzt worden iſt. Sit es nicht auch eine 
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Forderung der Fortſchrittspartel, den Realſteuern in der Gemeinde 
mehr zu berückſichtigen, um die Perſonalſteuern zu entlaſten? 
Wenn in den unteren Stufen Leute ſind, die hauptſächlich Arbeits⸗ 
einkommen beziehen, jo wird eben die Reform eine Entlaſtung der 
Arbeitseinkommen ſein. Nun verlangt Abg. Rickert, daß erſt die 
Getreidezölle aufgeboben werden ſollen. Was hat das damit zu 
thun? Das hieße doch die Reform ad calendas graecas ver⸗ 
ſchieben. Wir werden nicht warten, ſondern uns bemühen, mit 
dem gegenwärtigen Landtag die Steuerreform durchzuführen, und 
die fünfjährige Legislaturperiode hat deswegen ſo große Vorzüge, 
weil es möglich iſt, eine große Reform mit demſelben Landtag zu 
machen. Ich begreife nicht, daß ein Mitglied der freiſinnigen 
Partei nicht eilig iſt, eine Steuer aufzuheben behufs Entlaſtung 
der unteren Klaſſen. (Abg. Rickert: Wir werden ſchon 
einen Antrag einbringen.) Dann werde ich mir den An⸗ 
trag überlegen. (Heiterkeit) Den Zuſammenhang zwiſchen dem 
ürſten Bismarck und dieſer Steuerreform verſtehe ich nicht. Im 

egentheil, man könnte jagen, wenn die indireiten Steuern geſteigert 
— dann iſt es um ſo richtiger, mit der Reform der 
Einkommenſteuer zu beginnen und die Mehrbegüterten heran⸗ 
uzleben. Herr Rickert meinte, in Danzig würde man doch noch 
Zuschläge zur Einkommenſteuer erheben müſſen. Solche Danzigs 
werden wir noch ſehr viele haben müſſen, leider] Das kommt 
eben von dem bisherigen prinziplofen Syſtem der Kommunal⸗ 
beſteuerung. Darum iſt es an der Zeit, in dieſe Beſteuerung 
Grundſätze hineinzubringen. Sollen wir etwa wegen der Guts⸗ 
bezirke auf die Reſorm überhaupt verzichten? Die Duotifirung, 
die Sie vorſchlagen, fürchte ich nicht. Aber bedenken Sie, daß 
kein Finanzminiſter daran denken wird, die Steuer herabzuſetzen, 
es könnte ſich alſo nur darum handeln, die Steuer herauf⸗ 
zuſchrauben. ollen Sie dazu die Duotifirung ? Sie erreichen 
alſo mit der Quotiſtrung das Gegenibeil von dem, was Ste 
wollen. Es liegt alſo gar kein Grund vor, gerade gegenwärtig das 
Poſtulat aufzustellen. 

Ein Vertagungsantrag wird abgelehnt. 

Abg. Dr. Sattler (ul.): Ich muß Herrn Rickert darin zu⸗ 
ſtimmen, daß die Stimmung der Bevölkerung im Lande unleugbar 
vielfach eine unzufriedene und unbehagliche iſt in Folge der wirth⸗ 
ſchaftlichen Depreſſion und verſchiedener Geſetze, der Gewerbeord⸗ 
nungs novelle, des Einkommenſteuergeſetzes u. |. w. Diefes Gefühl 
darf in keiner Welſe verſtärkt werden. Trotzdem ſind meine Freunde 
entſchloſſen, mit Ernſt und Eifer an dem Reformwerk mitzuarbeiten, 
deſſen Grundſätze wir durchaus billigen. Die Ueberweiſung der 

Realſteuern an die Gemeinden liegt durchaus im Sinne des Hauſes. 
n | noch die Doppelbeſteuerung der 
engeſellſchaften beſtehen bleibt, während man fie im Uebrigen 
vollkommen beſeitigt hat. Es iſt der Vorſchlag gemacht worden, 
der Staat möge, ſtatt die Realſteuern zu überweiſen, verſchiedene 
Kommunalaufgaben, z. B. das Armenweſen, übernehmen. Das tt 
undurchführbar, ſchon wegen der hohen Koſten, die eine ſolche 
Maßnahme machen würde. Der Vorſchlag nur die halbe Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer zu überweiſen und die lex Huene beizubehalten, 
iſt von bei Weitem mehr agrariſcher Natur als die jetzige Vorlage, 
der wir deshalb in vollem Umfang beiſtimmen. Auch bezüglich des 
Kommunalſteuergeſetzes ſtimmen wir im Großen und Ganzen mit 
der Regierung überein, obgleich mit demſelben den kleinen Gemein⸗ 
den nicht 7 wird. In dieſer Hinſicht wird vielleicht zur 
Verbandsbildung geſchritten werden müſſen. 

Um die Steuerreform zu ermö lichen, werden wir alle nöthigen 
Gelder bewilligen, aber auch nur ſoviel Aus dieſem Grunde 
werden wir insbeſondere die Vorlage, betreffend die Ergänzungs⸗ 
ſteuer, eingehend prüfen. Auch wird uns die Regierung Auskunft 
geben müſſen, wie ſie die Summe, welche in den Jahren 189395 
aufläuft, zu verwenden gedenkt. Der Vorzug der Vermögensſteuer 
liegt in der Möglichkeit, die großen Einkommen entſprechend her⸗ 
anzuziehen. Daneben hat dies Geſetz erhebliche Fehler. Es iſt 
ar keine Sicherheit vorhanden, daß nicht ſpäter mehr als / pro 

lle erhoben wird. Es wäre wünſchenswerth, daß in dem Geſetz 
eine Beſtimmung getroffen wird, wonach die Steuer je nach Be⸗ 
dürfniß erhoben wird. Die Erbſchaftsſteuer, welche man anderer⸗ 
ſeits als Erſatz für die Vermögensſteuer vorgeſchlagen bat, bat 
ihre großen Bedenken. Die von der Regierung vorgeſchlagene 
Ergänzungsſteuer wird ſich nur ſchwer durchführen laſſen. Hat 
die Dellarationgpflicht ſchon bei der Einlommenſteuer erheblichen 
Widerſpruch erfahren, um wie viel mebr muß man ein Geſetz ab⸗ 
lehnen, deſſen Durchführung zu den weitgehendſten Eingriffen der 
Steuerbebörde in die Privatangelegenheiten führen würde. Die 
Kommiſſion wird deshalb ein anderes Einſchätzungsverfahren ſuchen 
müſſen, wenn ſie nicht überhaupt etwas Beſſeres an die Stelle 
dieſes Geſetzes ſetzen wird. (Beifall bei den Nationalliberalen.) 

Hierauf wird die weitere Erörterung auf Sonnabend 11 Uhr 
vertagt. Schluß nach 4%, Uhr. 


Zur Cholera⸗Epidemie. 


Berlin, 19. Nov. Auf die jüngſte Veröffentlichung des Pro⸗ 
iſſors von Pettenkofer ging Profeſſor Virchow in feiner 
jüngſten Vorleſung etwa folgendermaßen ein: Es iſt ſchon wieder⸗ 
ex vorgekommen, daß man Mikroorganismen unberechtigt die 
Sa an Krankheiten zugeſchrieben dat; fo iſt es z. B. 0 dem 

engen; ergangen, bis man fi durch den Thierverſuch von 
der Unf Be deſſelben rg ar Was nun die von Petten⸗ 
98 Er Wichtigkeit der örtlichen Verhältniſſe 

. dieſe 
allein das einzig W e jet die lokale Dispoſition nicht. Denn 
aus dem Umftande, * an 5 Stelle der Erde ſich — FJid ten⸗ 
wald, an einer anderen ein Tannenwald befände, könne man zwar 
auf eine beſondere Dispoſitſon dieſer Stellen für das betreffende 
Wachstbum ſchließen, jedod tämen dieſe Bäume auch an anderen 
Orten fort; das wichtigſte dabei ſei eben, daß die Träger des 
Lebens, Keime, Samen und Sporen, dorthin gelangten. So ſei 
es auch mit der Cholera und den Cholerabacillen. Dieſe 
letzteren ſejen das wichtigſte, fänden aber in dem einen Organismus 
Erzeugung der Cholera, während 
aſſirten, ohne Schaden anzurichten. Die Bacillen 
T die Urſache der Krankheit, machten aber die 
t nicht aus; ſie ſeien nicht die Krankheit ſelbſt, ſondern 


die günſtigen Bedingungen zur 
den — — 
eien alſo w 
Krankhei 


nach der letzten Veranlagung gegen⸗ 


auch früher keineswegs verkannt worden; f 
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dieſe beſtehe vielmehr in den unter günſtigen Bedingungen durch 
ſie hervorgerufenen Reaktionen. 

eft, 17. Nov. Von geſtern Abend 6 Uhr bis heute Abend 
4 Uhr ſind hier 7 Cholera⸗Erkrankungen und 1 Todesfall vorge⸗ 
ommen. 

Petersburg, 18. Nov. Dem „Regierungsboten“ zufolge be 
abſichtigt die Regierung die Anordnung von Maßnahmen für den 
Fall der Wiederkehr der Cholera⸗Epidemie im nächſten Jahre und 
wird zwecks Berathung dieſen Maßregeln einen Kongreß von 
Aerzten aus den Gegenden einberufen, wo die Cholera in dieſem 
Jahre graſſirte. 1 

Amfterdam, 17. Nov. Die ärztliche Unterſuchung, welcher 
aus . und aus den franzöſiſchen Häfen kommende Schiffe 
in Ymuiden bisher unterworfen waren, iſt aufgehoben worden. — 
Aus Utrecht werden 2 Todesfälle an Cholera gemeldet. 


Lokales. 


Voſen, 19. November. 

* Der Landwehrverein Pinne theilt die Abſchrift eines an 
die Redaktion des „Militär⸗Wochenblattes“ in Berlin gerichteten 
Schreibens, datirt vom 13. November, mit. Das Schreiben lautet: 

„Der heute hier verſammelte Landwehr = Verein, von 
deſſen Mitgliedern eine große Anzahl dem Vaterlande in 
den Kriegen 1864, 1866 und 1870/71 treu gedient haben, 
weiſt die Behauptung des „Mtilitärwochenblattes“, nach 
welcher der Landwehrmann in Gedanken an Frau und Kind 
im Gefecht mit Vorſicht Deckung geſucht habe, als Vorwurf 
der Feigheit zurück. 

Die Schlachten von Metz, Straßburg, Paris, Belfort 
und andere ſichern den Ruhm der Tapferkeit unſerer Land⸗ 
wehr, den keine ungeſchickte Redaktion zu ſchmälern vermag.“ 

(Folgen 33 Unterſchriften.) 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Stuttgart, 18. Nov. Der „Staatsanzeiger für Würt⸗ 
temberg“ druckt die von dem „Dresdner Journal“ am Mitt⸗ 
woch veröffentlichte Erklärung ab, durch welche die Blätter⸗ 
meldungen, daß in Sachſen der zu erwartenden Militärvor⸗ 
lage von maßgebender Stelle keinerlei Sympathien entgegenge⸗ 
bracht würden, als jeder Begründung entbehrend bezeichnet 
werden. Der „Staatsanzeiger“ fügt hinzu: „Gegenüber der 
in den Tagesblättern erfolgten Bezugnahme auf Württemberg 
können auch wir beſtimmt erklären, daß die verbreiteten Ge⸗ 
rüchte durchaus unbegründet ſind.“ 

Wien, 18. Nov. [Abgeordnetenhaus .] n Beant- 
wortung einer Interpellation wegen der Absperrung des Salz⸗ 
burger Bahnhofs während der Vurchreiſe des Fürſten Bismarck 
erklärte der Miniſterpräſident Graf Taaffe, es jet mit Grund zu 
befürchten geweſen, daß die Anhänger der in Salzburg ſtark ver⸗ 
tretenen deutſch⸗ natlonalen Partei auf dem Perron lärmend demon⸗ 
itriren und dadurch den Verkehr und die Ruhe ſtören würden. 
Uebrigens habe der hochbetagte Fürſt in der ſpäten Nachtſtunde 
der Ruhe bedurft und ſelbſt nicht wünſchen können, in ſeiner 
Ruhe geſtört zu werden. Die Salzburger hätten die Verfügung 
der Behörde gebilligt. Im Verlaufe der heutigen Budgets 
Berathung kam es zu einer lärmenden Szene. Während einer 
Rede des Abgeordneten Menger, welcher gegen die jung⸗ 
czechiſchen Redner polemiſirte, erhob ſich bei den Worten 
Mengers: „Wir wollen keinen böhmiſchen Staat!“ ein großer 
Lärm auf den Bänken der Jungczechen, wogegen die Linke 
demonſtrativen Beiſall ſpendete. Auf den weiteren Ausruf 
Mengers an die Adreſſe der Jungczechen „Heute iſt es Hochver⸗ 
rath, vom böhmiſchen Staatsrecht zu ſprechen, Sie ſind Hochver⸗ 
räther!“ entſtand ein ungeheurer Tumult. Menger erhielt einen 
Ordnungsruf und faſt alle Abgeordneten, die Jungczechen ve ran, 
drängten gegen den Sitz Mengers. Der Präſident beendete die 
— nonfe Lärmſzene endlich, indem er die Sitzung mitten in 
der ER engers bloß. / 
ien, 18. Nov. Der „Neuen Freien Preſſe“ zufolge 
hängt die frühere Ankunft des ungariſchen Kultusminiſters 
Czaly in Wien mit der definitiven Textirung des Paſſus 
über die kirchenpolitiſche Frage im Programm des ungariſchen 
Miniſteriums zuſammen. Es ſei zweifellos, daß die Reform 
des Eherechtes auf der Grundlage der allgemeinen obli⸗ 
gatoriſchen Zivilehe zugeſagt werde. Das Programm werde 
außerdem die allgemeine Reformthätigkeit lee und das 
unverbrüchliche Feſthalten an dem Ausgleich von 1867 betonen. 

Peſt, 18. Nov. Der König und der Thronfolger von 
Rumänien trafen geſtern Abend 


gegen 8 Uhr hier ein, nahmen im 
ofwarteſalon das Souper ein u 


ſetzten bald nach 9 Uhr ihre 
eiſe fort. 
18. Nov. 


Petersburg, Das amtliche Blatt veröffent⸗ 
licht eine Verordnung, durch welche den Hebräern, welche in 
der Armee als Untermilitärs nach dem früheren Rekruten⸗ 
Reglement gedient haben, ſowie den Familien⸗Angehörigen der⸗ 
ſelben, die in Städten der inneren Gouvernements ortsange⸗ 
hörig ſind, der Aufenthalt in Moskau und in dem Moskauer 
Gouvernement verboten wird. t 

Kopenhagen, 18. Nov. Um die Weiterverbreitung der 
Maul⸗ und Klauenſeuche möglichſt zu verhindern, wird der 
Miniſter des Innern morgen die Provinzialbehörden ermäch⸗ 
tigen, alle Marktverkäufe von Wiederkäuern und Schweinen 
zu verbieten. Ausgenommen von dieſem Verbot ſind nur ein⸗ 
zelne leicht und vollſtändig kontrollirbare Märkte für Schlacht⸗ 
vieh, als ſolche werden diejenigen von Kopenhagen und Esbjerg 
genannt. 

Paris, 18. Nov. (Deputirtenkammer.) Fortſetzung 
der Berathung über die Preßgeſetzvorlage. Pichon nn be⸗ 
kämpfte die Vorlage und vertheidigte die Politit der republikaniſchen 
Partei, welche die errungene Freiheit zu erhalten wiſſen werde. 
Mszieres tritt für die Vorlage als eine Maßregel im Intereſſe 
der öffentlichen Wohlfahrt ein. Im weiteren Verlaufe der Sitzung 
prachen mehrere Redner gegen den Preßgeſetzentwurf. Auf eine 
an ihn gerichtete Anfrage erklärte alsdann der Miniſterpräſident 
Loubet, er ſei bereit eine Interpellation über die allgemeine Po⸗ 
tit des Kabinets zu beantworten, aber erſt nachdem die Kammer 
ſich über den Preßgeſetzentwurf N haben werde. Die Re⸗ 

terung jet ſich bewußt, ihre Pflicht erfüllt zu haben und ihrem 
Randa treu geblieben zu ſein, indem ſie jede Freiheit zuge⸗ 
aſſen habe und nur der Zügellofigfeit entgegengetreten jet. 
werde auch ferner in der Ausführung ihres Programmes fort⸗ 
fahren, wenn fie weiter die Macht in Händen behalte. (Beifall im 

entrum). Die Generaldiskuſſton wurde alsdann fortgeſetzt. Die 

ammer beſchloß endlich mit 329 gegen 228 Stimmen nach dem 
Wunſche der Regierung zur Berathung der einzelnen Artikel des 
Preßgeſetzentwurfs überzugehen. 
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Paris, 18. Nov. Faſt alle Morgenblätter heben hervor 
daß die bedeutungsvolle Rede Loubets in der geſtrigen 
Kammerſitzung einen tiefen Eindruck gemacht habe, ſind aber 
gleichwohl der Anſicht, daß der Rücktritt des gegenwärtigen 
Kabinets unvermeidlich ſei. 

Gerüchtweiſe verlautet, der Urheber der Dynamitexploſion 
in der Rue des Bons Enfants ſei ermittelt. Derſelbe be⸗ 
finde ſich aber bereits außer Landes und zwar auf der See, 
es ſei Befehl gegeben, ihn am Landungshafen zu verhaften. 

Brüſſel, 18. Nov. 3 r.] Im Laufe der Adreß⸗ 
debatte forderte der Deputirte General Brialmont die Regierung 
auf, kategoriſch zu erklären, ob ſie noch im Laufe der gegenwärtigen 
Seſſton einen Geſetzentwurf über die perſönliche Wehrpflicht einzu⸗ 
bringen gedenke. Der Miniſterpräſident Beerngert erwiderte, die 
Regierung habe ſich mit dieſer Frage nicht befaßt. Der Kriegs⸗ 
miniſter Pontus hob hervor, er habe die Vermehrung der Kontin⸗ 
gente durchgeführt und die Frage der Reſerve gelöſt; die Frage 
der perſönlichen Wehrpflicht hingegen habe er in ſein Programm 
nicht Beuel. 18 


rüſſel, 18. Nov. Die internationale Münzkonferenz 
wird am nächſten Dienſtag eröffnet werden; die Eröffnungs⸗ 
rede hält der Miniſterpräſident Beernaert. 

Madrid, 18. Nov. Dem Vernehmen nach wird der 
ſpaniſch-portugieſiſche Handelsvertrag zahlreiche gegenſeitige Zu⸗ 
geſtändniſſe der beiden kontrahirenden Länder enthalten. 
Namentlich ſoll den ſpaniſchen Waaren, welche nach Amerika 
verſendet werden, freie Durchfuhr durch Portugal, und den 
portugieſiſchen Waaren, welche nach Frankreich exportirt wer⸗ 
den, freie Durchfuhr durch Spanien geſtattet ſein. 

London, 18. Nov. Dem „Reuter 'ſchen Bureau“ wird 
aus Sydney vom 17. d. M. gemeldet, nach dort eingetroffenen 
Depeſchen aus Samoa wären auf der Tutuilainſel wegen der 
unter den Häuptlingen beſtehenden Streitigkeiten ernſte Ruhe⸗ 
ſtörungen ausgebrochen. Sämmtliche Ortſchaften in der Nähe 
von Pago⸗Pago ſeien niedergebrannt. Die dort anſäſſigen 
Europäer und die Inhaber dortiger europäiſcher Handlungs⸗ 


häuſer ſeien bis jetzt unverletzt, aber von den Eingeborenen 1 


bedroht. Auf den größeren Inſeln herrſche Ruhe. Das eng⸗ 
liſche Kriegsſchiff „Ringarooma“ und der deutſche Kreuzer 
„Buſſard“ befänden ſich in Apia vor Anker. 

Newyork, 18. Nov. 
niſchen Packetfahrt⸗Aktien⸗Geſellſchaft ins Leben gerufene neue 
Verbindung zwiſchen Newyork und Neapel wurde geſtern Abend 
6 Uhr mit der Abfahrt des Schnelldampfers „Fürſt Bismarck“ 
von Newyork eröffnet. Der Andrang von Reiſenden übertraf 
alle Erwartungen. Der Dampfer hatte nicht weniger als 
1019 Paſſagiere an Bord. 


Berlin, 19. Nov. Zu dem Dementi des Reichsanzeigers“ 


betreffs der kaiſerlichen Aeußerung über die Militärvorlage fügt Er. 


die „Nordd. Allg. Ztg.“ hinzu, der Kaiſer habe wiederholt ver⸗ 
ſchiedenen Perſonen gegenüber die Ueberzeugung von der Noth⸗ 
wendigkeit der beabſichtigten Heeresreform ausgedrückt. 

Rom, 19. Nov. 
bewilligte der Papſt dem Thronfolger von Rumänien und der 
Prinzeſſin von Edinburg den Heirathsdispens nur unter der 
Bedingung, daß alle Kinder katholiſch erzogen werden. 


Celegraphiſche Vörſenberichte. 


u e. 
Köln, 18. Nov. (Getreidemarkt.) Weizen loko hleſiger 16,25, 
do. fremder loko 17,00, p. November 16,10, per März 16,55. — 
Rogge: bieſiger loko 15,75, fremder loko 16,75, per Notbr 1490, 
per März 14,75. Hafer hieſiger loko 15,75, fremder ——. KRüböl 
loko 56.00 ver Nov. —,—, per Mat 53,59. — Wetter: Regen. 
Bremen, 18. November. (Börſen ⸗Schtußbertcht. Maffümrtes 
Petroleum (Offizielle Nottr. der Bremer Petroleumbörſe. Faß⸗ 
zollfrei. Ruhig. Loko 5.65 Br. u 
Baumwolle. Niedriger. Upland middl. lolo 47¼ P., Upland 
Baſis middl., nichts unter low middl. auf Terminlleferung 
per Nov. 47 Pf., p. Dez. 47 Pf., ver Jan. 47½ Pf., p. Febr. 
47 Pf., p. März 48 Br, p. April 48%, Pf. \ 
Speck. Höher. Nov.⸗Abladung 42 Br., Dez.⸗Januar⸗Abladung 
ſhort clear middl. 40, long clear middl. 39 Br. 
Wolle. Umſatz 173 Ballen. 5 
Tabak. 26 Fäſſer Kentucky, 128 Kiſten Seedleaf, 313 Pack 
Carmen. - 
Bremen, 18. Nov. 
5proz. 


Nordd. Wollkämmerei⸗ und Kammgarn ⸗Spinnerei⸗Aktien 
133½ Br., proz. Nordd. Llopd⸗Aktien 110% Gd. 

Hamburg, 18. Nov. Getreidemarkt. Weizen loko ruh 
holſteinſcher I neuer 150 —157. — Roggen loko ruhig mecklenbd. 
loko neuer, 138-140, ruſſ. loko ruhig, tranſito 115—116. Hafer 
ruhig. Gerſte ruhig. Rüböl unverz.) ruhig, loko 58. pixitus 
loko matt, 9. Nov. 21¼ Br., p. Nov.⸗Dez. 21%, Br., p. De 
an. 21%, Br, p. April⸗Mai 21%, Br., per Mai⸗Junt —, Kaffee 
eſt Umſatz 1500 Sack. — Petroleum ruhig, Standard, w 
loko 5,45 Br., ve. Dez. 5,35 Br. — Wetter: Froſt, ſchön. 0 

Hamburg, 18. Nov Kaffee. (Nachmittagsberi 0 Good ave⸗ 
8951 BR Fel Dezbr. 78½, per März 76, per Mat 75%, per 

h 2. Belt. = 

r 18. Nov Zuckermaxkt. Schlußbericht. Rüben⸗ 
Rohzucker Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, frei 
an Bord Hamburg per Novbr. 13,92, per Dezbr. 14,00, per 
März 14,42 ½, per Mat 14,60. Stetig. 2 * 

Peſt 18 Nov. Produktenmarkt. Weizen loko feſt, per 
*rühtanı 754 Gd. 7.56 1 erbit 7,64 Gd., 7,66 Br. Hafer 
ver Frübiahr 5,52 Gd. 5,55 Br. ie: 
Gd., 4,87 Br. Kohlraps per Auguſt⸗ Sept. 11,75 Gd. 115 Br. — 
Wetter Kalt. 3 Du 
is 18. Nov. Getreidemarkt. (Schluß.) Weizen ruhig, 
b. Novbr. 21,30, p. Dezember 21,60, p Januar⸗Ap 10, 
eat 2,50. — Roggen rubig, b. Novbr. 14,00, ver 

ärz⸗Juni 14,70. — Mehl behauptet, per Novbr. 48,00, p. Dez. 
48,50, der Jan.⸗April 48 90, p. März⸗Juni 49,70. Dr 
feſt, v. Nov. 59,50, p. Dezbr. 60,25, p. Jan.⸗April 61,00, per März⸗ 
Juni 61,75. — Spiritus feſt, per November 47,25, per 
ein ver Jan.⸗April 47,75, b. Mai⸗Auguſt 47,50. — Wetter: 


N. 
Paris, 18. Nov. (Schluß.) Rohzucker behauptet, 88 Proz. loko 
38,50 à 38,75. Weißer Zucker behauptet, Nr. 3, ver 100 Klo per 
a 2 p. Dezbr. 40,87 ½, per Jan.⸗April 41,62 ½, p. März⸗ 
uni 42,12 ½. 
Havre, 13. Nov. (Telegr. der 1 Peimann 
u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß mit 15 Points Hauſſe. 


Ziegler 5 


Die von der Hamburg⸗Amerika⸗ 


Dem „Oſſervatore Romano“ zufolge 


(Kurſe des Effetten⸗ und Makler⸗ Vereins 


als per Mai⸗Juni 1893 488 


Ri 
. 


1 rk TR mt 
N 2 Da . 2 N 5 * 


N ar mene 2 We N e 
ir ee 3 N 2 180 et 


1 Mio 8 000 Sack, Santos 16.000 Sad, Rezettes für geſtern. 4˙%18, Senne 150 fair —, 50 good Bu, Wendel noob at Bi 
5 Havre, 18. Nov. Telegr. der Hamb. 9 Des Peimann Ziegler] do. good 31%, do. fine 4½, Madras, Tinnivelly, fair 46, do. do. b 
Co.), Kaffee, good average Santos, p. Dez. 98,75, p. März | good fair 4%, do. do. good 4°/,, do. Weſtern fair 374,, do. do. b en Geſchäft ſchwach behauptet. In er 2 — 


9775. per Mat 96,75. Behauptet. N 1720 ee She Mezu rough fake = 45 85 1 25 ame groB aber a A 5 Hr Brei um 40 Pf. drück⸗ 
1 air o. do. good 6%, ough fa o. do. do. ten ermine gaben bei etwas lebhafterem Geſchäft f 
F 80% ordinary 57 .. good fair 5%, do. do. do. good 5%, do. jmooth fair 5 ½, do. do. Beisen (mit “matching vom Nau wen, we 2 11 ee 


Amſterdam 18. Nov. Bancazinn 56 


ö Amſterdam, 18. Nov. Getreidemarkt. Wet ine | g0od fair 5%. 
feft, per Nov. —, März 175. an aeg et, A. auf Glasgow, en Nov. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers 


5 
1 Termine feit, per März 127, per Mal —. Rüböl loko 26½, p. warrante 41 F. 7 


Loko ſtill. ‚Zerzaine ſtill. Getündigt 250 Tonnen. Kündigunge⸗ 
preis 153 Mark. Lolo 1 44 —160 M. nach Qualität, Lieferungs⸗ 
qualität 152 M., per dieſen Monat und per Nodbr.-⸗Dezbr 
152.75—153 bez, per Den can. —, per April⸗Mai 15 biz 
155,25 bez., der Mai⸗Juni 156,5 bez. 

Rogeen pe. 2000 Kilogramm Vote wenig ent 
Termine höher. Get. — Tonnen. Fündigungsvreis — Di; 
130—137 M. nach Qualität“ Heferumgsanafit — 2 
län diſcher guter 1335-1345 M., eine hier ſtehende Ladung 135 


5 Dez. 25½, ver Mai 26%, Glasgow, 18 Nov. Die Vorräthe von Roheſſen in den 


Antwerpen, 18. Novemb. Getreidemartt. Weizen behauptet. Stores belaufen ſich auf 351179 Tons gegen 499 634 Tons im 


vorige — ahre. 
4 a m 8 KR a 42 Herren Wiltens und ahl der im Betriebe befindlichen Hochöfen beträgt 78 


gegen 10 m vorigen Jahre. 
0 Kue cle Zug, Tope B. ber Dez. 450 ver Jul!]) etersbues, 18. Mob. Wrobuttenmartt. Tal toto 52,00 


5 4,70 Käufer. 

Dr Antwerpen, 18. Nov. Betroleummartt, Sätuäberict) af | Per Auguſt — Weizen lofo 11,50, Roggen lofo 9,25, Hafer M., per dieſen Monat 135,25 bis 135,75 bez, ger Nov.⸗Dezür. 
i loko 4.80, Hanf {ofo 44,00, Leinſaat loko 15,00. — Wetter: Froſt. 135—135,5 bez., per Dez.⸗ „Jan. —, per 1 Rise 
| Be RR Biß, bi Nov. 18 Bre ßer Dez. Newyork, 18. Nov. (Aafangskurſe.) Petroleum Pipeline cer⸗ per März-April —, per April⸗ Mat 135 5 8 150 bez. 


18 8 Br., per gen ⸗März 13%, Br. ubig, 
London, 18 8. Nov. An der Rübe 1 Weizenladung angeboten. 


ws . 96 . cker lot hig, R 
Nov. p — r loko 16% ruhig, 2 
Wat dio 430 ruhig. Wette 5 
London, 13. Nov. Eoilt⸗Kupfer 4 475% per 3 Monat 47°/,. 
nden de 18, Nov. Getreidemaztt (Anfangsbericht). RR: 
ren ſeit letztem Montag: Weinen 27 980, Gerſte 11 780, 
1 30 490 Orts. 
art rubig, Mais flauer. 
London, 18. Nov. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Getreide 
im allgemeinen ſehr träge, Tendenz niedriger, Gerſte unverändert, 
ruſſiſcher Hafer ca. / fh. niedriger. Angekommene Weizenladungen K 
ruhig, aber ſtetig. Caltforniſcher 33% gehalten. Von ſchwimmen⸗ 
dem Getreide Weizen ruhig, aber ftetig, Gerſte ſtetig, Mais feſt, 
. — Der: Trübe. 
18. Nov. Getreidemarkt. W er Weizen 
8 1 ve % geſchäftslos, Mafs ½ d. hoher. — Wetter: 


Gerſte ver Inn Kilogr. Bei ſtarken Offerte w X 
käuflich. Große und kleine 140—170, Fal 140 N. 
e Loto mehr offeti 

afer per ogramm. Loko mehr offerirt. Termin 
behauptet. Gekündigt 50 Tonnen. Hürhigungäpreis 146 127 
0 140 bis 162 nach nalität Lieferungsqualttät 145 
Pomm. und preußischer mittel bis guter 142 — 145 bez., feiner 
147 bis 150 bez., ſchleſiſcher mittel bis guter 143 —146 bez., feiner 
en N 

obbr.⸗Dezbr. 143,2 —143,5 bez, per Dezbr —,. 
per 1 875 Dal 140 5 2 RR * 

a per 1001 ogramm. Loko —. Termine faſt ge⸗ 
ſchäftslos. Get. — Tonnen. Kündtaungspreis — WM. Lats 2 
bis 136 M. nach Qualität, ver dieſen Monat 121 bez, ver Nob.= 
Dez. 120,5 Ren per Dez.⸗Jan. —, ver April-Mai 114,5 bez. 

rde p. 1000 Kilogr. ee 170-215 ax Futter- 
wear” 142 —17 2 De. nac nalitä 

Roggenmehl Nr. 0 und 1 ie 00 Kiio brutto nel Sad. 
Termine ruhig. Gekünd. 250 Sack. g 179 M., 
ir 882 Monat 17,9 Behr 755 2 9 5 55 8 1775178 

ez⸗Jan. —, per Jan.⸗Febr = be er Febr.⸗ 
Mirz — „pet 1 Mol 17,9 17,95 bez. 1 8 „ 

ö per 100 Kilogramm mit Fa till. Ger. — Bir. 
Se — Br a ai Faß —, per dieſen Monat 
u € 1 
Mat 518516 55 5 per Dez.⸗Jan. 1893 —, pei April⸗ 

Petr ohne Handel. 

Trockene u. 8 0 re p. 10% Kiſo brutta incl. Sack. 
8 Monat 18 90 Feuchte as geh ketſtärke 

ie e ee Sas per een Monat 9,60 M. 

arto e per 100 Ku rutto tnci, c. 

e ee Par Er 5 „ 

. m erbrauchsabgabe p. 100 Lir. à 100 
Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. — 95 ündigt —,—. Kün⸗ 
Diungspreis — M. Loko ohne; ga 51 b 

Spirttus mit 70 M. ee gabe per 100 Ottzr, 
100 Proz. 10000 Proz. nach Tralles. Gekündigt — Str. 
dan neee —. Loco ohne Faß 31,4—31,3 bez. 

Spiritus mit 50 M. Ohne Handel. 

Spiritus mit 70 M. Verbrauchsabgabe. Matter. Ge⸗ 
indian 60 000 Atter. „ 30,8 M. Loko mit Jaß 
—, per dieſen Monat, per Novbr. Dezbr. und per Dezhr.⸗Januar 


tifikates ver zer —. Weizen ver Dezember 76%. 
ee, in 5 ‚Yaummolke in New: 


weizen ioto 76° 15 Kaff fee Rio 8 7. 16% Mehl Sein elears) 
3.10. Getreldefracht 2 on 777 7 5 11,85—12,00. Rother Weizen ver 
8 ee ver Jar, 15 Maas Mat 83%. 


— 


Kae 18. Novbr. Weizen p. Novbr. 77%, C., p. Dez. 


Berlin, 19. November. 6 Ali Froſt. 
Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 18. Nov. Die heutige Börſe eröffnete in mäßig feſter 
Haltung und mit zumeiſt wenig veränderten Kurſen auf ſpekulati⸗ 
vem Gebiet. — Die von den fremden Börſenplatzen vorliegenden 
Tendenzmeldungen lauteten nicht ungünſtig, boten aber beſondere 


u 5 15 iche Anregung nicht dar. — Hier entwickelte ſich das Ge⸗ 
Rats 5 d. Ben e, een 79 Beriäuferpreiß, 0 äft im Allgemeinen bie unter kleinen „ doch 


Liverpool, 18. Nov., Nachm. 4 Uhr 10 Min. Baumwolle. trat 15 der zweiten Hälfte der Börſenzeit J il Ani; men a 


eine Befeſtigung der Haltung hervor. — 
n für Sbetulation und Export 3000 Ballen. n siemlic feft für dei de idealen bei Tubigem end 


4 Von den Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen konſolidirten Anleihen d 
Samut 44 130, aer der 255 ar gebr. iitz . eigten ſich breiprogentige feſter, vlerprozentige abgeſchwächt. — 
1 März April 4% Käuferpreis, N Mai 3 47%. Feeude, feſten Zins tragende Paptere waren im Allgemeinen 
Maſ⸗ Juni 5½, do., Juni⸗ Juli 5% d. Verkäuferpreis. * behauptet und ruhig. Ruſſiſche Anleihen und Ungariſche vier⸗ 
erbool 118 open er Baumwollen⸗Wochenbericht. Wochen prozentige Goldrente ziemlich feſt, Ruſſiſche Noten matter. — Der 


Liv 
Privatdiskont wurde mit 2¼ Prozent notirt. — Auf inter⸗ 
e 85 1 Ur pe 85 IN ee — 7 — rer en Gebiet gingen Beſterreichſſche Kreditaktien mit unweſent⸗ 


n Schwankungen mäßig lebhaft um. Lombarden und andere 

8 del Act 125000 © an 600, ef. Export, 6000| Gelee a Bahnen 8 su behauptet und ruhig, Schweizeriſche 
Ay 1163000 B., davon amerikaniſche 1.006000 ſchwim⸗ Bahnen ſchwächer. — Inländtſche Eiſenbahnaktien wenig verändert 
mend nach Großbritannien 306 000 B., davon amerikaniſche 300 000 und wenig belebt, Marienburg⸗Mlawka und Oſtpreußiſche Süd⸗ 


bahn 9 — Bankaktien ziemlich behauptet, die ſpekulati⸗ 
Liverpool 17. Novbr. Wiel Notirungen.) Amerikaner ven Devſſen zum Theil etwas abgeſchwächt, aber ſpäter befeitigt. 31— 30,6 30,7 bez, Ber 1 d ebr. 1893 —,—, per März. April 
ae orbinacy 4%,, do. low midd 


— Induſtriepapiere RR ruhig; von Montanwerthen waren ? ktien 1 3 be 
Ri t 6 0 ach, Ei 1 the bebauptet. x ” ‚der 1 bes, ber 2 3. per Bei-Junt 28 bis 
. Jam bebte , a e. r 7 "a 2 5 s Jul Mü auſt 38 33.4—335 bez., per 


Liverpool, 18. Nov. Baumwolle . Muth⸗ 
maßlicher Umſatz 8 000% B. Ruhig. Tagesimport 1 

Liverpool, 18. Nov., Nachm. 12 Uhr 50 Mm. N 
Umſatz 9000 Ball., davon für Spekulation und Export 2000 Ball. 
Amerikaner träge, ½ niedriger, Surats ruhig. 

Middl amerikan. Weferungen Novbr.⸗Dezbr. 4% Käufer: 


* 


middling fair 56. er fair 5%, 9 er air 5½8, 
ein fair 5%, d 0 un fair 5%, Bahia fa eio fatr 

Bi, Maranham fair 5, Egyptian broſon air 5, do. d. good 

6 fair 5 /, do. 8 * 560 0 do. white fair 5, do. do. good 
* 5%, do. do. good 5 ¼, a 47/16, do. fine 4%, 
Dhollerah fair 905 Es 3 fair 3%, Dhollerah h good 4, do. fine R 

4/1, Oomra fair 3% do. good fair 3, do. good 4%, do. fine 


€ a nr 
Berlin, 18. Nov. An der heutigen Gefreidebörfe 5 fi | Welzen ment Nr. 00 22,5 255 er N. 0 2025—18 5 — * 
der Verkehr in Weizen wiederum in engſten Grenzen. Auf die Feine Marten über Nottz bezahlt. = re 
1 5 Haltung der Newyorker Börſlewaren die Preiſe etwas feſter. In Roggenmehl Nr. C u. 1 18,00—17,25 bez., do. feine Marten 
gen waren die Umſätze namentlich am Anfang etwas größer. Nr. 0 u. 118 75=18,00 1585 Nr. 0 15 Mi. höher als Nr. 0 u. 
Die reiſe zeigten eine feſte Haltung und zogen für nahe Sichten] 1 br. 100 Kilogr. br. intl. Sad. 


Feste Umrechnung: 1 Livre Sterling = 20 M. 1. Doll. — 4%, M. 100 Rub. = b. — 320 M. 4 Gulden österr. W. 2 M. 7 Gulden südd.. W — 12 M. 4 Gulden noil. \ W. 1 4 M. 70 Pf., 4 Franco oder 1 Lira oder 4 Peseta - 80 Pf. 


© 
x 
© 
S 
5 


9 = 8 207. . — 103,40 bz Schw Hyp.-Pf.| 2½ 102,30 G. 'Wrsch.-Teres.| 4104,25 be . 5 
Bank Diskonto wechsel. 18. Ne. C gin. .- K. 2% 134,30 8 Berb.cid-Prab. ; Wrsch.-Wien.. * : Süsöst- 8. (Lb.j 3 


do. do. VI. (rz. 1100/5 112,00 G. Moabit «.. 129,50 be G. 
eichselbahn | — do. Obligation. ker 


do. div. Ser. (rz. 1000/4 us 30 be 

rz.100)|34 97,20 — 
Hyp.-Vers.-Cert.,45 140,00 8. erl. Elekt. -W... 
do. do. 95. 4 102,00 bz asser! n 
do. do. 34| 95,80 C 0. St. pr 
chies. B. Or. (rz. 4005 4 101.00 G Ahrens Br Mot. 


Pr. Nyp.-B. 12 120) 4| Bauges- Humb..... 130,108. 


cmsterdam. 26 1 8 T. wen 60 Keen — erde. A. 20 ER R B 5 
London sn, 50 7. U. . Amst.-Rotterd. 2 1404,90 bz 40. Gold- Prior. 
2 37 295 bz üb. 7 3% 3 1 Gotthardbahn 6 156,10 bz ÄBaltische gar... 
8 T. 169,90 be ein- 7Guld-L.| — do. St.-Anl.8 99,66 bed. ital. Nittelm. . 5%/, Grest- r e 
HPoters ½% ZW. 188, 75 be Oldend. Loose) 3 Span. Schuld. 2 ital. W — 745 5 
Warschau 4½ 8 T. 199,00 be ürk A. 1865 in Lan 5 0,6 
WTberl Lomb. 4'/s u. 5. Privatd. 2 E Pfd,Sterl. ov. Pr: 1 2 3 | 62.90 be IKoziow-Wor. do. do. (rz. 100) a 94,75 @ [Ber 
7 —— Anl. 5 do. do. 8. Is eis. Centr As do. 488 9 Stettin. Nat. Hyp. Cr. 
Banknoten u. Oupons 1 se 1 5 do. e. 1.80 do. Nordost| 5 110,80 bz do. CHark. A8. (0) 4 > — 1 419 A 488 50 & Deutsche Asph... 
ukar.Stadt do. Consol Unionb. |3 | 70,40 bz do. (Oblig.) 1888 o. gra sp 
Buen.Air. G.-A.| 5 42. Unlonb. ; do. (Oblig.)1889 9 do. (rz. 400 %% |400,75.bzG.fOynamit Trust... 1 


de G 
Ban: be 104,10 &zG 83 I | 62,25 be_ftLosowo-Sebast. Erdmannsd. Sp. - 6 
Mosco-Jaroslaw 


94 70 bz do.EgTrib-Anl. Fraust. Zucker....| O 
do. Kursk gar 


Ung. Gld-Rent. N 1 . 1 - Glauz. Zuoker....|12 
92,40 bzG. d0-Gld.- Eisenb.-Stamm-Priorität. | 40. Rjäsan gar. 8.1.Sprit-Prod. H 3 IGummi Harburg- 
99,75 bed. do. do. do. Smolensk g. 


2 92,25 beg deri. Cassenver.) 6, 34•J0 Wien 20 256,25 

8 Russ. Noten 100... 199,20 bz eu » Ver Colberg 4½ 442,50 b 401,00 ba. do. Handalsgen. 7/3 136,10 Wanitz... N 
Br —— do. Oaira-8. n do. 9. Core 5" 285.25 Sa aa Altdm. Colberg 17% 50,80 be 5 90,25 bz 40 1431,40 l 

. eh Gols do. Tem-Bg.-A.| 5 ® ICzakat.-St.-Pr.| 5 02,60 G läsan- . * 

- Dische.R.-Anl.|4 196,89 B. do. cons. Gold 4 iener C.-Anl.| 5__|406,00 .  _jDux-BodnbAB.| — IRiaschk- Moroz.g 

2 do. do. 3½ Keen be G do. Pir.-Lar. 5 56,75 - Paul- Neu-Rup.| 5 | 5 hz Rybinsk-Bolog. .. 

do. 3 9 beg. talien. Rente. 5 | 92,75 Eisenbahn-Stamm-Aktien. Prignitz 2 103,7 'Schuja-Ivan. gar. 
openh. St.-A.| 31/, Szatmar-Nag. 85,25 4 Südwestb. gar. 
. St. A.. li 4 achen-Mastr.. 3¼ 62,5 bzG. Portm.- Grof. 113,75 bzB. 5 
exikan. Anl. 6 | 84,90 „Zeitz 10,4 200,75 be | ‚60 b fWarsoh.-Ter. = 
osk.Stadt-A. | 5 | 63,50 G. — = 5 Ib. Südb... 

Norw.Hyp- 288.5 3½ 80,30 be refld-Ue 


eu Rent. : Eutin. Lubeck ½ 'Weimar-Gera | 3% 


9 — 
„298,80 G do. Pap. -Hnt. 4¼ iFrnkf.-Güterb.| 41/, 
* * 2 Bere -Bexb.| 9% Eisenb.-Prioritäts-Obligat |oottrarstanner 
3, | 95,30 G — . . 85 — — — beck-Büch...| 6¼ isenb.-Prioritäts-Obligat. Ital. Eisen. -Obl. 
112,90 2807 42 * Serb.. Hp. 
do. 250 fl. 54. 4 


— Ludwsh 49 444,80 ba Berg-Märkisch: 3½ | 98,70 G. 
Marnb.-Miawk.| 4½ | 60,10 be Berl.Potsd.-M. 4 102,00 G. 75,40 bz . 6 5 
? 59,00 — 1870 do. Port. . 54, 


Necki.Fr,Franz B 
eg ee El e e 
Ostpr. bz N 1 — 0. Giesen. 
Saalbahn ........O | 24,50 ben. do. 90 3%, 805 i au ö Gr. Berl. Pferdb... PEN 216,50 
Stargrd-Posen] 4% 102,10 bz . | orthern Pacific 85 | Weohs. 8 — 133,80 8. amb. Pferdeb. 5 929 5 
885 57 eimar-Gara.) — | 13,10 bd „ Lit. E. San Louis-Franc. 6 yp- 405,00 ea PPotsd. ov. Pfrdb.| 4½ 69,78 8. 
a Gr. Pr. -A. 4 Werrabahn....] — | 67,25 bz _fdo.Em.v. 5 Southern Pacifio| 6 \ “ls | 97.50 bz@ . —— 5 81,00 
, .Ordt. a 
Aussig-Topihz 20 404, 90 K 8. do. (Ste 5 4 k RER Me Schles. re 3, 1245 40 4 
Sbm dor % ¼ 1103,00 6 | Mx pothe er te. Perg des. 1 67 78,00 & stet. red. Sem. 4 32/00 
0 R Danz. Hypoth.-Bank]r 5 x 15 24400 be do. Chamott. . 15 205,25 bz@. 
Albrechtsbgar| 5 Dische. 1 — 041389 6 DIOR 9 55 N Bgw.u.H.-Ges..... 
Busch Gold-O.| 2½ |103,20 bzG 18 106,60 be alp. 6 ‚Aplerbecker....... 425 129,10 . 
Oux-Bodenb. l. 5 0 a -K. 5 3 Sees 25 K 
8 5 2 2 . “IV. abg. 98, Pr. Bodener.-Bk.| 7. HUND 
0. a Boch. F. 
ranz.-Josefb. 1.15 3, 0 Akt.“ 1 Donnersmarok ..| ’ 
220 3 A 223 2 8 102,20 ba 1 055 un a 5122,00 6. Dortm.St.-Pr... * 
o. do 2 
a 104,00 bz sch-Oderb. 5 Hyp-- 45 (rz se 200.00, 80 be ae. deb 104,10 @ iberniß „u... 
Gold-Pr. 8 „A — 
do. Lokalb. 77,25 te . |KronpAudoifb. bar bis 4H. 4880) 102,25 ve % 1 ede 13 288,50 e Äinowraci. Salz... 
do. Nordw. ido.Salzkammg do. do. (rz 100/33 94,90 A 5549,30 br önig u. Laura. 
d. Lit. B. Elb. 5% 97,60 bed. bCzern.stfr ET un f 15 * chham. ov. 
22,00 b2G. do. do. stpfl. do. 9. © 8 x ouis. Tief. St. -r 
> ee a = 
bz B.-Pfandbr. G do sen- Ind. 
P.B.-Cr. unkb(rz140) 5 do. Disoonto| 7,7 = Pr. 
do. Lokalbahn 


do.Sr. Il. A 5 7 m. 5 
do.Nordwestb. do. d x 4 Andustrie-P aplere. 


91,20 bes 0 . (rz. 11 er} 
do.NdwB.G-Pr| 5 107,80 . . do.X,(rz. g. Elokt.- Ges.) 9 14,70 be 
do.Lt.B.Elbth.) 5 90,20 G. Anglo Gt. Guano 14% 148.90 bes 
3 


— 
oo 
22 
2 
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